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Mittheilungen aus der Praxis. 


Wahrung der verwaltungsrechtlichen Competenz gegenüber einem 
illegal gefällten Beſitzſtörungserkenntniſſe eines königl. ungar. 
Bezirksgerichtes. 

Die Gutsbeſitzerin Frau E. K. zu M. in Croatien ließ im vorigen 
Sommer einen Steg über den Grenzbach S. errichten, welcher Steg 
auf ſteiermärkiſchem Gebiete auf der Wieſe des A. O. in der Gemeinde 
St. auslieſ. 

Für die Duldung des Betretens ſeiner Wieſe forderte O. Schad⸗ 
loshaltung und wendete ſich, nachdem die Forderung unberückſichtigt 
blieb, ſodann an die Gemeindevertretung von St. um Abhilfe. 

Der Gemeinde⸗Ausſchuß beſchloß in der Sitzung vom 7. Auguſt 
1877 einſtimmig, den primitiv hergeſtellten Steg bis an die Mitte 
abzubrechen, welcher Beſchluß auch am ſelben Tage noch ausgeführt 
wurde. 

Hierüber belangte die Gutsbeſitzerin von M. den A. O., G. D. 
(Gemeinderath) und A. H. (Gemeinde⸗Vorſteher) wegen Beſitzſtörung 
und wurden dieſe mit Urtheil des königl. Bezirksgerichtes P. vom 
13. Auguſt 1877, Nr. 2404 der Beſitzſtörung ſchuldig erkannt, auch 
zugleich verurtheilt, den Steg wieder herzuſtellen, jeder weiteren Störung 
bei Vermeidung einer Geldſtrafe von 200 fl., eventuell 40tägigem 
Arreſt ſich zu enthalten und der Klägerin die anerlaufenen Proceß⸗ 
koſten per 43 fl. 49 kr. zu vergüten. 

Die Betreffenden recurrirten dagegen nicht, weil ſie das aus⸗ 
wärtige Gericht für incompetent hielten, dagegen wendete ſich die Ge⸗ 


den commiſſionellen Augenſchein vorzunehmen und die Sache zur Aus⸗ 
tragung zu bringen. 

Die Bezirkshauptmanuſchaft hielt die Commiſſion, wozu der 
königl. Vicegeſpann von K., ſowie die Gutsinhabung M. eingeladen 
wurden, am 17. September 1877 in St., am 18. September in M. 
unter Intervenirung des Vertreters der Gemeinde M. ab. 

Da die Bezirkshauptmannſchaft und das Vicegeſpannamt über die 
weiter zu ergreifenden Schritte fi) nicht einigen konnten, legte der 
Bezirkshauptmann den Verhandlungsact mit Hinblick auf §8 70 des 
Waſſerrechtsgeſetzes der Statthalterei zur Entſcheidung vor. 

Die Statthalterei fand ſich veranlaßt, den Act dem Miniſterium 
des Innern vorzulegen und deſſen Ingerenz in Anſpruch zu nehmen. 
Die Statthalterei ging nämlich von nachſtehender Auffaſſung aus: 

„Nachdem laut des Befundes der Sachverſtändigen die Trag⸗ 
bäume des in Frage ſtehenden Steges auf den beiderſeitigen Ufern und 
in der Mitte auf 2 Stützen ruhen, welche auf den Waſſerlauf keinen 
Einfluß haben, iſt dieſer Fall nach dem Waſſerrechtsgeſetze nicht zu 
behandeln. 

Es kommt nun zu erörtern, ob dieſer Streit privatrechtlicher oder 
verwaltungsrechtlicher Natur in dem einem oder dem anderen Wege zur 
Austragung gelaugen ſoll. 

Dem Grundbeſitzer O. wäre es zweifellos freigeſtanden, die 
Beſitzſtörungsklage gegen die Gutsinhabung in M. bei dem k. k. Bezirks⸗ 
gerichte in D. anzubringen, und es wäre die civilgerichtliche Competenz 
eingetreten. Wie aber die Sache nun vorliegt, hat ſich dieſelbe jedoch 
nicht aus einer civilgerichtlichen Klage, ſondern vielmehr aus einem in 
einer öffentlichen Angelegenheit gefaßten Beſchluße der Gemeinde St. 
entwickelt. Daß die genannte Gemeinde zu einem Vorgehen in der in 
Rede ſtehenden Angelegenheit competent war, kann unſchwer begründet 
werden. Die Gemeinde hat — abgeſehen von den anderen Motiven — 
ohne Zweifel ein eminentes Intereſſe, zu verhindern, daß durch längeren 
Gebrauch ein öffentlicher Weg gegen ihren Willen entſtehe, da ihr im 
Sinne des § 24, Punkt 3 der Gemeindeordnung die Pflicht zur Er⸗ 
haltung öffentlicher Wege obliegt. Wollte man der Gemeinde das Recht 
abſprechen, ſich gegen eine ihrem Willen zuwider erfolgende Entſtehung 
eines öffentlichen Weges zu ſchützen, ſo würde damit ebenſowohl ihrer 
Wirkungsſphäre wie ihren ökonomiſchen Intereſſen nahegetreten. — Es 
ſind aber auch noch andere Motive, welche der Gemeinde zu einem 
diesfälligen Vorgehen das Recht einräumen, ja ſogar die Pflicht auf⸗ 
erlegen, — nämlich die ihr obliegende Handhabung der Flurpolizei 
und Sicherheitspolizei. Was insbeſondere die letztere betrifft, ſo kann 
kaum geleugnet werden, daß es der Gemeinde unmöglich gleichgiltig 
ſein kann, ob und wo neue Wege und Flußübergänge entſtehen; es 
wird vielmehr behauptet werden können, daß es der Gemeinde zuſtehen 
muß, gegen ihren Willen errichtete öffentliche Communicationen nicht 
zu dulden, — zumal wenn dieſelben eine Verbindung über die Ge⸗ 
meindemarkung — in dem vorliegenden Falle ſogar über die Grenze 


meide St. an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft R., mit dem Erſuchen, des Staates — hinaus herſtellen ſoll. 


Aus dieſer Erwägung ergibt ſich der Schluß, daß die Gemeinde 
St. zur Faſſung des am 7. Auguſt v. J. zu Stande gekommenen 
Beſchluſſes berechtiget war. Wenngleich ſich nun dieſer Beſchluß als 
materiell correct darſtellt, ſo muß doch zugegeben werden, daß die Ge⸗ 
meinde bei der Durchführung desſelben nicht in legaler Weiſe vorge⸗ 
gangen iſt, — denn es wurde dieſer Beſchluß weder der hiedurch be⸗ 
rührten Partei intimirt, noch wurde — obwohl eine Gefahr im Ver⸗ 
zuge nicht vorhanden war — die Rechtskräftigwerdung der gedachten 
Anordnung abgewartet. 

Mit Rückſicht auf den oben geführten Nachweis über die ver⸗ 
waltungsrechtliche Natur des vorliegenden Streites, dann im Hinblick 
auf den Umſtand, daß das croatiſche Bezirksgericht auch territorial über 
deſſen Wirkungsſphäre hinausgegriffen hat, ſtellt ſich das gedachte 
Urtheil in einer doppelten Beziehung als illegal dar. Wäre dieſes 
Urtheil von einem öſterreichiſchen Gerichte gefällt worden, ſo ſtünde es 
außer allem Zweifel, daß dasſelbe mit Rückſicht auf die Beſtimmung 
des § 48 der Civil⸗Jurisdictionsnorm niemals in Rechtskraft erwachſen 
könnte und wäre auch die formelle Beſeitigung desſelben ohne alle 
Schwierigkeit zu bewirken. 

Der Umſtand, daß bei dem vorliegenden Urtheile nebſt der 
Incompetenz in ſachlicher Beziehung auch noch eine territoriale In⸗ 
competenz vorhanden iſt, macht die Behebung des erwähnten illegalen 


Erkenntniſſes, — welche allerdings nur im qua i internationalen Wege 
durchgeführt werden kann — gewiß nicht minder nothwendig. Die 


Beſeitigung dieſes Urtheils ſtellt ſich um ſo dringender dar, wenn er⸗ 
wogen wird, daß nach der auf Grund des Juſtiz⸗Miniſterialerlaſſes 
vom 23. September 1862, Z. 9627, beſtehenden Uebung, auf Urtheile 
ungariſcher (ſomit auch eroatiſcher) Gerichte von Seite der öſter⸗ 
reichiſchen Gerichte die Execution ohne alle Beſchränkung und ohne das 
rückſichklich anderer ausländiſcher Urtheile vorgeſchriebene Prüfungs⸗ 
verfahren ertheilt wird. Die zwangsweiſe Durchführung des in Rede 
ſtehenden incompetenten und illegalen Erkenntniſſes würde aber in der 
Gemeinde ohne Zweiſel eine nicht unbedeutende Bewegung hervorrufen, 
die von ernſten Conſequenzen begleitet ſein könnte. 

Dieſe öffentlichen Rückſichten mußten nun die Statthalterei 
veranlaſſen, den Act in Vorlage zu bringen, und die Ingerenz des 
Miniſteriums in Anſpruch zu nehmen.“ 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 11. Juli 
1878, 3. 8672, in der Sache Nachſtehendes eröffnet: 

„Das Miniſterium theilt die Anſchauung der k. k. Statthalterei, 
daß die Abbrechung dieſes Steges zunächſt als eine ver waltungs⸗ 
rechtliche, dem Erkenntniß der Gerichte entzogene Angelegenheit zu 
betrachten ſei, und daß ſelbſt abgeſehen hievon das von dem königl. 
Bezirksgerichte P. in Croatien gefällte diesbezügliche Beſitzſtörungs⸗ 
Erkenntniß eine Verletzung des Territorialprincipes in ſich ſchließe. 

Gegen dieſes incompetent gefällte auswärtige Erkenntniß haben 
aber die Geklagten die ihnen zu Gebote geſtandenen Rechtsmittel nicht 
zur Geltung gebracht und läßt ſich Derzeit von einer Beſchwerde⸗ 
führung bei den königl. croatiſchen Behörden ein Erfolg kaum verſprechen. 

Es würde ſich daher um die weitere Frage handeln, was ſich 
zur Beſeitigung oder Siſtirung der Vollſtreckungsanord— 
nungen des k. k. Bezirksgerichtes D. auf öſterreichiſchem 
Gebiete vorkehren laſſe. 

Nachdem aus den vorgelegten Acten nicht zu erſehen iſt, wie 
weit dieſe Anordnungen gediehen ſind, kann ſich in dieſer Richtung 
nur auf einige allgemeine Bemerkungen beſchränkt werden. 

Nach der Juſtiz⸗Miniſterial⸗Verordnuung vom 23. September 
1862, 3. 9627, wird der um Vollſtreckung erſuchte Richter allerdings 
den Vollzug des rechtskräftigen ungariſchen Erkenntniſſes auf das in 
Oeſterreich liegende Vermögen ohne vorgängliche Prüfung unbedingt 
vorſchreiben. Daß jedoch das Vorgehen des öſterr. Richters kein rein 
maſchinenmäßiges ſein kann, zeigt ſchon der Umſtand, daß er angewieſen 
iſt, nur zur Vollſtreckung „rechtskräftiger“ Erkenntniſſe die Hand zu. 
bieten und daß daher nicht beabſichtigt ſein konnte, ihn zum Vollzuge 
des Erkenntniſſes auch dann zu verhalten, wenn ihm klar iſt, daß 
dasſelbe ſchon ſeiner Beſchaffenheit nach nun und nimmermehr die 
Rechtskraft zu erlangen fähig war. 

Der Vollſtreckungsbeſcheid des öſterreichiſchen Gerichtes iſt alſo 
eine richterliche Verſügung, wie alle anderen, gegen welche, wenn ſie 
eine fremde Rechts⸗ oder Competenz⸗Sphäre bedroht, die ſonſt zuläſſigen 
Wege der Abhilfe offen ſtehen müſſen. 


Im vorliegenden Falle können es nur Motive des öffentlichen 
Rechtes ſein, auf welche der Antrag auf Vernichtung der in Oeſterreich 
ergangenen Executionsverfügungen geſtützt werden kann. 

Dieſer Antrag könnte ſowohl von den betheiligten Privaten als 
auch von den Verwaltungsbehörden, und zwar von den erſteren mittelſt 
Beſchwerde bei dem, dem öſterreichiſchen Bezirksgerichte vorgeſetzten 
Oberlandesgerichte, eventuell dem oberſten Gerichtshofe geſtellt werden. 

Eine ſolche Beſchwerde unterſcheidet ſich immerhin von dem 
gewöhnlichen Recurſe und ſtellt ſich vielmehr als eine Anzeige an das 
höhere Gericht dar, um dieſes zu veranlaſſen, von Amtswegen die auf 
dem Gebiete des öffentlichen Rechtes durch das untere Gericht geſtörte 
Ordnung wieder herzuſtellen. 

Nichts ſcheint zu hindern, daß das höhere Gericht hier auch dann 
Abhilfe ſchaffe, wenn auch die gewöhnliche Recursfriſt ſchon abgelaufen 
fein ſollte. 

Die Betretung des eben angedeuteten Weges der Beſchwerde an 
das höhere Gericht wäre jedoch den Exeeuten zu überlaſſen. 

Ein ämtliches Einſchreiten von Seite der Staatsverwaltung bei 
den höheren Gerichten an Stelle der ſäumigen Parteien, oder die Ein⸗ 
leitung von Verhandlungen mit den croatifchen Behörden zur Wahrung 
der politiſchen Competenz ſtellte ſich dagegen nicht als empſehlenswerth 
dar, weil in letzterer Beziehung ein Erfolg mit Beſtimmtheit nicht 
vorauszuſehen iſt, und weil überhaupt im vorliegenden Falle die 
Gemeinde St. bei der Durchführung ihres Beſchluſſes vom 7. Auguſt 
1877 nicht in legaler Weiſe vorgegangen iſt, nachdem ſie ihren 
Beſchluß, ohne die Partei zu verſtändigen und ohne die Rechtskräftig⸗ 
werdung abzuwarten, ſogleich in Vollzug ſetzte. 

Die Aufrechthaltung des Vollzuges dieſes Beſchluſſes wäre daher 
kaum möglich und wird es ſonach zunächſt Aufgabe der genannten 
Gemeinde ſein, für den Fall, als ſie die eigenmächtige Eröffnung der 
fraglichen Communication aus localpolizeilichen Gründen auch fernerhin 
nicht dulden will, dieſen Beſchluß in geſetzlicher Weiſe zur Geltung zu 
bringen. 

Nach dieſen Andeutungen wird die Gemeinde St. entſprechend 
aufzuklären ſein.“ 1 


Beſitzſtörung durch eigenmächtige Delogirung des vom Eigen⸗ 

thümer eines Bräu⸗ und Gaſthauſes zur Ausübung der Schank⸗ 

gerechtigkeit vertragsmäßig beſtellten, zur Verrechnung verpflich⸗ 

teten Wirthes ſeitens des erſteren nach rechtskräftiger Abweiſung 

der Kündigung des Vertrages als eines Beſtand vertrages. ($$ 5 
poss. summ.; 339, 346 a. b. G. B.) 

Peter Golz, Eigenthümer einer Bräuhausrealität in A. und 
Inhaber eines auf dieſer Realität ausgeübten Gaſthausgeſchäftes, hatte 
mittelſt ſchriſtlichen Vertrages vom +. December 1875 die Führung 
dieſes Gaſthausgeſchäftes dem Joſeph Kraubek übertragen und demſelben 
zur Ausübung dieſes Geſchäftes die ebenerdigen Gaſthaus⸗ und Wohn⸗ 
localitäten, Keller und Garten zur unentgeltlichen Benützung überlaſſen, 
wogegen Joſeph Kraubek ſich verpflichtete, das Bier für den Ausſchank 
ausſchließlich nur aus dem Keller des Peter Golz zu beziehen. Die 
Preisbeſtimmung für das Bier blieb dem Letzteren vorbehalten; von 
jedem Hektoliter Bier hatte Kraubek eine beſtimmte Proviſion zu beziehen, 
den Weinausſchank und die Speiſenverabſolgung ſollte derſelbe auf eigene 
Rechnung betreiben, ſo wie er auch das erforderliche Bedienungsperſonale 
ſelbſt aufzunehmen, zu verpflegen und zu entlohnen hatte. Das Gaſthaus⸗ 
gewerbe war bei der politiſchen Behörde auf Namen des Peter Golz 
und Joſeph Kraubek als deſſen Stellvertreter angemeldet. 

Nachdem Letzterer auf Grund dieſes Vertrages das Gaſthaus⸗ 
geſchäft ſeit mehr als einem halben Jahre ununterbrochen geführt hatte, 
kam es zwiſchen dem Contrahenten zu Differenzen, in Folge deren Peter 
Golz den Vertrag kündigte und nach Ablauf des Termines dieſer 
Kündigung, welche übrigens von Kraubek nicht angenommen und durch 
bezirksgerichtliches Urtheil wegen Nichtvorhandenſein eines Beſtandver⸗ 
hältniſſes für unſtatthaft erklärt worden war, am 10. April 1877 die 
Gaſthauslocalitäten ſperren und die dem Joſeph Kraubek eigenthüm⸗ 
lichen Möbel äus den Wohnlocalitäten herausſchaffen ließ, wodurch dem 
Letzteren die Fortführung des Geſchäftes mit Benützung der fraglichen 
Localitäten unmöglich gemacht wurde. Joſeph Kraubek hat deßhalb bei 
dem k. k. Bezirksgerichte in A. die Beſitzſtörungsklage angebracht und 
um Wiedereinſetzung in den ihm entzogenen Beſitz des Benützungsrechts 
dieſer Localitäten zur Ausübung des Gaſthausgeſchäftes gebeten. Dagegen 


* 


hat ſich der Belangte Peter Golz damit vertheidigt, daß der Kläger 
nur ſein Dienſtbote war, daß derſelbe nur ſein (des Belangten) Geſchäft 
betrieb, daß derſelbe alſo auch die fraglichen Localitäten nur in ſeinem 
(des Belangten) Namen inne hatte, daß demſelbeu der Dienſtvertrag 
gehörig gekündiget war und dieſer ſeine Dienſte dem Dienſtherrn nicht 
aufdrängen könne, wobei ſich insbeſondere auf die oberſtrichterliche Ent⸗ 
ſcheidung vom 5. Auguft 1858, 3. 8522 (Sammlung von G.⸗U.⸗W. 
Nr. 604) bezogen wurde. 

Das k. k. Bezirksgericht in A. hat mit Erkenntniß vom 13. April 
1877, Z. 5494 das Klagebegehren abgewieſen, weil ſchon durch das 
Urtheil über die vorausgegangene Aufkündigung ausgeſprochen ſei, daß 
der Kläger die Localitäteu nicht als Miether, ſondern lediglich auf Grund 
eines Vertrages über entgeltliche Dienſtleiſtungen benützte, weil zufolge 
des Vertrages der Belangte dem Kläger nur die Führung ſeines 
Geſchäftes und zu dieſem Ende die Benützung ſeiner Gaſthauslocalitäten 
überlaſſen hatte, demnach der Kläger die Localitäten nicht im eigenen 
Namen, auch nicht wie ein Miether innehatte, ſondern den Beſitz nur 
für den Belangten ausüben konnte, weil endlich der Kläger durch die 
Sperrung der Localitäten zwar in ſeinem Rechte, dieſe benützen zu dürfen, 
geſtört wurde, dieſe Störung aber nicht den Beſitz einer Sache oder 
eines dinglichen Rechts an demſelben betraf, ſondern den Kläger nur in 
der weiteren Ausübung eines ihm aus einem rein obligatoriſchen Ver⸗ 
tragsverhältniſſe zuſtehenden Rechtes hinderte, deſſen Schutz er nur mit 
der betreffenden Contracts⸗ nicht aber mit der Beſitzſtörungsklage an⸗ 
ſtreben kann. 

Auf Recurs des Klägers iſt von Seite des k. k. Oberlandes⸗ 
gerichtes Graz mit Erkenntniß vom 19. April 1877, Z. 4260 das 
bezirksgerichtliche Erkenntniß abgeändert und dem Klagebegehren ſtatt⸗ 
gegeben worden und zwar in der Erwägung, daß nach den SS 311 
bis 313 a. b. G. B. der Begriff des Beſitzes keineswegs auf körperliche 
Sachen und dingliche Rechte beſchränkt, der Rechtsbeſitz insbeſondere 
vielmehr ſchon dann vorhanden iſt, wenn Jemand in der Abſicht ſein 
Recht zu gebrauchen, die einem anderen gehörige Sache mit deſſen 
Geſtattung zu ſeinem Nutzen anwendet, eine ſolche Beſitzausübung aber 
auch bei jenen obligatoriſchen Rechten zutrifft, welche eine fortgeſetzte 
Ausübung ihres Inhalts durch Benützung einer fremden Sache zulaſſen; 
in Erwägung, daß der Beſitz, er mag von was immer für einer 
Beſchaffenheit ſein, von Niemanden eigenmächtig geſtört werden darf 
und der Geſtörte das Recht hat, im Falle er dieſes Beſitzes widerrecht⸗ 
lich entſetzt worden iſt, die Wiederherſtellung des geſtörten Beſitzes zu 
verlangen (88 339 und 346 a. b. G. B. und SS 2 und 5 der 
kaiſ. Vdg. vom 27. October 1849, R. G. Bl. Nr. 12); in Erwägung, 
daß der Kläger nach dem unſtreitigen Ergebniſſe der Verhandlung die 
in der Klage bezeichneten Localitäten zur Wohnung für fi) und feine 
Dienſtboten und zur Ausübung des Wirthsgeſchäftes ſeit länger als 
einem halben Jahre bis zum 10. April l. J. fortwährend benützt hat, 
und daß ihm das Recht dieſer Benützung durch den Vertrag vom 4. Decem⸗ 
ber 1875 vom Belangten eingeräumt worden iſt; in Erwägung, daß der 
Belangte ſelbſt zugeſteht, am genannten Tage dieſe Benützung gegen 
den Willen des Klägers eigenmächtig durch Abſperrung der Localitäten 
und Wegräumung der klägeriſchen Einrichtungsſtücke aufgehoben zu 
haben; in Erwägung, daß für das Rechtsverhältuniß zwiſchen dem 
Kläger und Belangten lediglich der Vertrag vom 4. December 1875 
maßgebend iſt, daß aber nach dem Inhalt der darin vereinbarten 
Beſtimmungen der Kläger keineswegs als Dienſtbote des Belangten 
angeſehen werden kann, welchem die fraglichen Localitäten lediglich 
zum Aufenthalte während ſeiner Dienſtesverrichtungen und zur Ausübung 
ſolcher vom Belangten als Dienſtgeber angewieſen worden find, ſondern der⸗ 
ſelbe (Kläger) das Wirthsgeſchäſt auf eigene Rechnung auszuüben hatte und 
ihm behufs dieſer Ausübung die fraglichen Localitäten mit den im Vertrage 
bezeichneten Verpflichtungen zur rechtlichen Benützung überlaſſen wurden, daß 
es ſich hienach im vorliegenden Falle allerdings um die conſtatirte Ausübung 
eines Rechtsbeſitzes von Seite des Klägers und deſſen Störung durch den 
Belangten handelt, und deshalb dem Erſteren auch der nach den obenbezo⸗ 
genen Geſetzesbeſtimmungen zukommende richterliche Schutz zu gewähren iſt. 
— In dem gegen dieſe Erledigung eingebrachten Hofrecurſe machte der 
Belangte nochmals geltend, daß nach dem Wortlaute des Vertrages 
vom 4. December 1875 der Kläger nur zur Führung des Gaſthausgeſchäſtes 
des Belangten aufgenommen wurde und nur zu dieſem Zwecke die 
unentgeltliche Ueberlaſſung der Localitäten ſtattfand, daß daher dieſe 
Localitäten nur als Mittel zum Zwecke des Ausſchankes des vom 
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Belangten gebrauten Bieres übergeben wurden, weßhalb von der Benützung 
der Localitäten im eigenen Namen und Führung des Wirthsgeſchäftes 
auf eigene Rechnung des Klägers nicht die Rede ſein könne. Das gegen⸗ 
ſeitige Rechtsverhältniß ſei kein Beſtand⸗ ſondern ein Dienſtverhältniß 
geweſen. Der Recurrent beruft ſich auf die in einem ganz gleichen 
Falle erfloſſene oberſtrichterliche Entfcheidung vom 28. December 1871, 
3. 15.214 (Sammlung G.⸗U.⸗W. Nr. 4379). 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit Entſcheidung 
vom 30. Mai. 1877, 3. 6102, in der Erwägung, daß in dem 
Beſitzſtörungsſtreite über die rechtliche Natur und Wirkung des Ver⸗ 
trages vom 4. Dec. 1875 nicht abzuſprechen iſt, ſondern vielmehr 
gemäß § 5 der kaiſ. Vdg. vom 27. October 1849, R. G. Bl. Nr. 12 
es einzig auf die Erörterung und den Beweis der Thatſache des letzten 
factiſchen Beſitzſtandes und der erfolgten Störung ankommt; in Erwä⸗ 
gung, daß ſich der Kläger vermöge des von ihm in den fraglichen 
Gaſthausgeſchäftslocalitäten des Hauſes des Geklagten beſtandartig aus⸗ 
geübten Machtverhältniſſes im factiſchen Beſitze der Benützungsrechte 
dieſer Localitäten befand, welchen Beſitz eigenmächtig zu ſtören gemäß $ 339 
a. b. G. B. Niemand befugt iſt, und in der Erwägung, daß demzufolge 
in der vom Geklagten eingeſtandenen Handlungsweiſe, durch welche dem 
Kläger die fernere Benützung und der Genuß der ihm mit dem erwähn⸗ 
ten Vertrage eingeräumten und von dem Kläger bis dahin factiſch aus⸗ 
geübten Rechte entzogen werden ſollte und auch in der That unmöglich 
gemacht worden iſt, eine Störung des Klägers in dem factiſchen Beſitze 
jener Rechte erkannt werden muß, und das Begehren um richterlichen 
Schutz gegen ſolchen eigenmächtigen Eingriff in den von dem Oberlan⸗ 
desgerichte bezogenen Geſetzesbeſtimmungen vollkommen gerechtfertiget 
erſcheint — das oberlandesgerichtliche Erkenntniß zu beſtätigen befunden. 

Ger.⸗Ztg 


Das Necht zur Ausübung einer Apotheke iſt ein ganz perſönliches 
Recht und bleibt nur auf beſonders befähigte Perſonen beſchränkt. 
Das erwähnte Necht kann deshalb nicht den Gegenſtand einer 
Streitführung vor dem Eivilrichter begründen, hauptſächlich 
dann, wenn das Recht zur Ausübung der Apotheke als ein Neal: 
Induſtriegewerbe nicht verbunden iſt mit dem Beſitze einer be⸗ 
ſtimmten Perſonen gehörigen Sache. (Min. Vdg. vom 19. Jänner 
1853 Nr. 10; SS 58, 59 Geſetz vom 20. December 4859, 
Nr. 222 N. G. Bl.) 

Eduard F. und Genoſſen, als Erben des verſtorbenen Ignaz F., 
überreichten bei dem k. k. Kreisgerichte in Görz am 7. November 1875, 
Nr. 11.495, eine Klage wider Rudiger K. und Genoſſen wegen An⸗ 
erkennung des ausſchließlichen Rechtes zur Ausübung einer Apotheke 
und um Ausübung dieſes Rechtes durch einen eigenen Proviſor nach 
vorausgegangener Erwirkung der nöthigen Verfügungen ſeitens der Ver⸗ 
waltungsbehörden. 

Die erſte Inſtanz ſtellte mit dem Beſcheide vom 11. November 
1875, 8. 11.495, die Klage wegen Gerichtsunzuſtändigkeit zurück und 
begründete ihre Erledigung durch die Erwägung, daß die Entſcheidung, 
ob die fragliche Apotheke verkäuflich ſei oder nicht, der politiſchen Be⸗ 
hörde (Hofd. vom 9. Auguſt 1809) zuſtehe, und daß die Geſtattung, 
eine Apotheke zu errichten, gleichfalls einen Gegenſtand des Erkenntniſſes 
der politiſchen Behörden bildet (Verordnung des Miniſteriums des 
Innern, der Juſtiz und der Finanzen vom 19. Jänner 1853, 8. 10) 
und endlich im Hinblicke auf die Vorſchriften der 88 58, 59 des Ge⸗ 
ſetzes vom 20. December 1859, Z. 227. 

Auf den Recurs der Klagsſeite beſtätigte das k. k. küſtenländiſche 
Oberlandesgericht am 23. December 1875, 8. 4621, den erſtrichter⸗ 
lichen Beſcheid in Anbetracht, daß mit der vorliegenden Klage ein 
Erkenntniß über die Frage begehrt wird, wem das Recht zur Ausübung 
der Apotheke „zum weißen Bären“ in Görz gebühre, in Anbetracht, 
daß die Ausübung einer Apotheke ein ganz perſönliches Recht bildet 
und beſonders befähigten Perſonen vorbehalten iſt, weshalb das erwähnte 
Recht den Gegenſtand eines vor den Gerichtsbehörden zu verhandelnden 
Proceſſes nicht begründen kann, und mit Rückſicht auf die Miniſterial⸗ 
verordnung vom 11. Jänner 1861, 3 8, wodurch das kaiſ. Patent 
vom 20. December 1859, Z. 227, in Wirkſamkeit geſetzt wird, welches 
die Zulaſſung zur Ausübung eines conceſſionirten Gewerbes von der 
Bewilligung der politiſchen Behörde abhängig macht. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof verwarf mit Entſcheidung vom 
4. April 1876, 3. 4035, den außerordentlichen Reviſionsrecurs mit 
Bezugnahme auf die von der zweiten Inftanz angeführten Gründe und 


in Erwägung, daß gar nicht behauptet wurde, es ſei das Recht zur Aus⸗ 
übung der Apotheke „zum weißen Bären“ als ein Realgewerbe mit dem 
Beſitze eines das Eigenthum der Kläger bildenden Hauſes verbunden, 
in Erwägung, daß mit den Verordnungen des Staatsminiſteriums vom 
8. Jänner 1866, 3. 22.384, ausdrücklich erklärt wurde, daß die a. h. 
Entſchließuug vom 5. Jänner 1861, Nr. 8, ſich einzig und allein 
auf die Unternehmung einer Apotheke nach dem 8 59 des Geſetzes 
über die Künſte und Gewerbe vom 20. December 1859, Z. 227, bezieht, 
nicht aber auf die perſönlichen Conceſſionen, indem aus den Beilagen 
der Klage hervorgeht, daß der Vormann, der Kläger Ignaz F., von 
Dr. Joſeph C. ebenfalls das bloß perſönliche Recht zur Ausübung 
einer Apotheke erworben, welche zufolge den damals geltenden Geſetzen 
ſohin von der Witwe desſelben genoſſen wurde, und in der Erwägung, 
daß mit Berufung auf dieſe Verhältniſſe die unterrichtlichen Erledigungen, 
durch welche die Klage wegen Unzuſtändigkeit der Gerichtsbehörden 
zurückgewieſen worden iſt, ſich als vollkommen a EN 
er.⸗Ztg. 


Geſetze und Berordnungen. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
1828. 
Nr. 1. Ausgeg. am 19. Jänner. 
Allgemeines: 

Abdruck von Nr. 4 R. G. Bl. 

Indireete Abgaben und Staatsmonopole: 

Abdruck von Nr. 1 R. G. Bl. 

Punzirungsweſen: 
Abdruck von Nr. 3 R. G. Bl. 
Nr. 2. Ausgeg. am 1. Februar. 
Allgemeines: 

Verpflichtung der Exporteure von Zucker und gebrannten geiſtigen Flüſſig⸗ 
keiten zur Vergütung der Fuhr⸗ und Reiſegebühren für Dienſtreiſen, welche Finanz⸗ 
organe anläßlich der Beamtshandlung ſolcher Ausfuhrſendungen unternehmen. 
Z. 32.683. 18. Jänner. 

Geſtattung des Durchlöcherns von zu kaufmänniſchen Rechnungen zu ver⸗ 
wendenden Stempelmarken zu 1 Kr. und 5 Kr. zur Bezeichnung des Eigenthums. 
8. 28.061. 23. Jänner. 

Ind irecte Abgaben und Staats monopole: 

Gebührenbehandlung des hierlands befindlichen beweglichen Nachlaſſes von 
königl. griechiſchen Staatsangehörigen. Z. 178. 6. Jänner. 

Nr. 3. Ausgeg. am 4. März. 
Allgemeines: 

Anrechnung der früher im k. k. Heere, der Kriegsmarine oder Landwehr 
zugebrachten Dienſtzeit. Z. 1683. 26. Februar. 

Nr. 4. Ausgeg. am 27. März. 
Allgemeines: 

Abdruck von Nr. 19 R. G. Bl. 

Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums wegen Umwandlung der in Meilen 
angeführten Entfernungen in den 8s 30, 31 und 34 der die Reorganiſtrung und 
Regelung der Gebühren der Finanzwache betreffenden Vorſchriſt vom Jahre 1869. 
3. 5925. 5. März. 

Nichtamahme der Einſechstel⸗Thalerſtücke deutſchen Gepräges. Z. 1184 F. M. 
9. März. 9 | 
Abdruck von Nr. 20 R. G. Bl. | 

Nr. 5. Ausgeg. am 31. März. | 
Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 23, 26 und 24 R. G. Bl. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole: 
Abdruck von Nr. 22 und 25 R. G. Bl. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 1878. 
1. Stück. Ausgeg. am 1. Jänner. 
Nr. 1. Erlaß an die Landesſchulräthe für Böhmen, Bukowina, Galizien, 
Görz und Gradiska, Iſtrien, Kärnten, Krain, Mähren, Niederöſterreich, Salzburg 
und Schleſien bezüglich der grundbücherlichen Eintragung der Schulgebäude bei 
Neuanlegung oder Ergänzung der Grundbücher. 
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II. Stück. Ausgeg. am 15. Jänner. 

Nr. 2. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 24. December 
1877, Z. 15.497, an die Landesſchulbehörden, betreffend die Evidenzhaltung der 
vom Schuldienſte entlaſſenen Lehrperſonen der Volksſchulen. 

Nr. 3. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 31. December 
1877, Z. 690 /C. U. M., an alle Landesſchulbehörden, betreffend die Veranſchlagung 
des im Jahre 1879 zu gewärtigenden beſonderen Erforderuiſſes im Titel: Mittel⸗ 
ſchulen a) Gymnaſien und Realgymnaſten, b) Realſchulen, und im Titel: Volks⸗ 
ſchulen §. Lehrer- und Lehrerinnen⸗Bildungsanſtalten. 

III. Stück. Ausgeg. am 1. Februar. 

Nr. 4. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht im Einver— 
nehmen mit dem Minifter des Innern vom 31. December 1877, 3. 21.540, 
betreffend die Beſorgung der Angelegenheiten der katholiſchen Pſarrgemeinden 
durch die Ortsgemeindevertretungen. 

Nr. 5. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht und des 
Finanzminiſters vom 4. Jänner 1878, 8. 16.173, zur Ergänzung der Beſtim⸗ 
mungen der 88 4 und 34 der Vollzugsvorſchrift vom 25. März 1875 (R. G. Bl. 
Nr. 39) zum Geſetze vom 7. Mai 1874 (R. G. Bl. Nr. 51) über die Religions⸗ 
fondsbeiträge. 

Nr. 6. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 24. Jänner 
1878, Z. 19.982, an alle unterſtehenden Behörden, Inſtitute und Anſtalten, betref⸗ 
fend die Anwendung der Vorſchriften über die Ueberſchreibung der Stempelmarken 
und den Vorgang beim Vorkommen ſtempelgebrechlicher Quittungen. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hofrathe und Finanzdirector in Linz Karl v. 
Tarnoczy anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei das Ritterkreuz des Leopold⸗ 
Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe bei der Statthalterei in Brünn 
Johann Ritter v. Winkler und dem Bezirkshauptmann in Mähriſch⸗Trübau, 
Statthaltereirathe Ferdinand Pfeſferkorn, erſterem das Ritterkreuz des Leopold⸗ 
Ordens, letzterem den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbergrathe zu Wien Karl Mat iegka 
anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe 
verliehen. 

3 Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterrathspräſidium 
Dr. Karl Jaeger den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Finanz⸗Obercommiſſär Franz Edlen v. Poſch 


in Feldkirch taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe Johann Spizka das Ritter⸗ 
kreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Scheibbs Franz 
Kichler den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe und Sanitätsreferenten der 
Troppauer Landesregierung Med. Dr. Eduard Czeike bei deſſen Penſionirung 
die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem beim k. und k. Generalconſulate in Paris in 
Verwendung ſtehenden Viceconſul Karl Ritter v. Boſizio den Titel eines Con⸗ 
ſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Viceſecretär im Handelsmintſterium 
Dr. Emil Hardt das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Controlor der k. und k. Reichs⸗Centralcaſſe 
Georg Latzlsperger anläßlich deſſen Penſionirung tarfrei den Titel eines kaiſ. 
Rathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Jakob Igl zum Statthaltereiſecretär bei der n. 5. Statthalterei, 
ferner den Hilfsämterdirectionsadjuneten Karl Ruzicz ka zum Hilfsämterdireetor 
dann die Officiale Karl Poſſinger und Johann Nett zu Hilfsämterdirections⸗ 
adjuneten im Miniſterium des Inne u ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Oberinſpeetor Karl Swobo da zum 
Finanzrathe für den directen Steuerdienſt in Wien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Fiuanz⸗Obercommiſſär Heinrich Bantalari 
zum Finanzſecretär und den Finanzeommiſſär Maximilian Knopper zum Finanz⸗ 
Obercommiſſär der Trieſter Finanzdirection ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Seebehörde in Trieſt in der eilften Rangs⸗ 
claſſe, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 240.) 

Officialsſtelle bei der ſteiermärkiſchen Statthalterei in der zehnten Rangsclaſſe, 
eventuell Bezirksfecretärsſtelle in der zehnten oder Statthalterei⸗Kanzliſtenſtelle in der 
eilften Rangselaſſe, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 243.) 


Hierzu als Beilage ein Proſpect der Buchhandlung 
Moritz Perles, I., Bauernmarkt 11, über „Weyprecht, Me⸗ 


tamorphoſen des Polareiſes“, den wir der geneigten Be⸗ 


achtung der Leſer angelegentlich empfehlen. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


